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Deutschland .
A Leipzig , 1 . Nov . (Aus der Rechtsprechung !

des Neichs - Oberhandelsgerichts . ) Mit der Elsen - !

bahn parallel läuft dicht dabei die Landstraße , und auf die¬

ser kam ein Landmann mit seinem einspännigen Wagen ge¬

fahren . Das Pferd wurde über das Geräusch des auf der

Kahn manövrirenden Güterzuges scheu ; der Eigenthümer

stieg ab und suchte das Thier zu bändigen , allein es riß

ihn zu Boden und der Mann fand einen jähen Tod . Die

Wittwe und Kinder haben auf Grund deS Z 1 ReichS -Haft -

gefttzes Entschädigung gefordert , auch in der ersten Instanz

gesiegt, allein die beiden oberen Gerichte haben die Klage ab¬

gewiesen. Das Geräusch eines manövrirenden Güterzuges
kann nämlich nicht zu den besonderen Gefahren des Eisen -

bahn - Betriebs gerechnet werden , gegm welche allein das

Reichsgesetz sichern will .
Ein Juwelier hatte nach einer ihm vorgelegten Zeichnung

die neue Fassung eines Brillantschmucke - mit der Zusage
übernommen , daß es nicht mehr als 500 Mark kosten werde .
Da einige der erhaltenen Edelsteine zu klein waren , verwen¬
dete der Juwelier größere Brillanten und forderte neben dem

Arbeitslohn deren Mehrwerth mit 200 Mark , indem er die

kleineren Steine behalten wollte und deren Werth abrechnete .
Der Besteller wußte sich in den Besitz seiner Brillanten zu
setzen und verweigerte nun deren Herausgabe , sowie die Be¬

zahlung eines größeren Betrages , als der bedungenen und
bereits bezahlten 500 Mark . Der Juwelier erhob Klage
auf Bezahlung der von ihm verwendeten Edelsteine mit 600
Mark , erbot sich aber , die alten Steine um 400 Mark an¬

zunehmen . Die Klage ist abgewiesen worden , weil der Juwe¬
lier kontraktswidrig den festgesetzten Höchstbetrag überschritten
habe .

Wenn sich im Wechsel eine sichtbare Korrektion , z . B . eine

Einschaltung vorfindet , ss muß der Wechselinhaber gegenüber
dem verklagten Acceptanten beweisen , daß diese Einschaltung
schon vor der Acceptertheilung vorhanden war , indem davon
die Giltigkeit deS Wechsels abhängt .

Oesterreichifche Monarchie .
^ Wie « , 1 . Nov . In der denkbar mildesten Form ,

aber doch mit einer Bestimmtheit , deren Deutlichkeit nichts
zu wünschen übrig läßt , hat das englische Kabinet in St .
Petersburg zur Kenntniß gebracht , daß es sich in Ueberein -

stimmung mit allen nächstbetheiligten Mächten wisse, wenn es
die Aufrechthaltung der Organisation Ostrumeliens als einer
autonomen , aber auch einer türkischen Provinz und die Be¬
endigung dcr Okkupation von Ostrumelien und Bulgarien
binnen 9 Monaten als die wesentlichsten Bestimmungen des
Berliner Vertrag - betrachte und daß es in dieser doppelten
Beziehung kein Abweichen von dem Vertrage zrlgeben , resp .
hinnehmm könne und werde .

Frankreich .
kf Paris , 2 . Nov . Die republikanischen Blätter ver¬

öffentlichen dir erste Liste der Zeichnungen ihrer Freunde
für die Senatorrnwahlen . Dieselbe schließt mit der
Summe von 81,136 Frs . ab . Ein reicher Republikaner der
Bretagne , Emil Rvcipou , hat 50,000 , Herr JuleS
Guichard , der viele Millionen reiche Abgeordnete , und die
ihm nahe verwandte Wittwe deS Abgeordneten Arnaud ( de
l 'Ariegr ) haben je 10,OM FrS . gezeichnet .

Badischer Landtag .

Karlsruhe , 31 . Okt . 42 . öffentliche Sitzung der Zwei¬
ten Kammer unter dem Vorsitze des Präsidenten Lamey .
(Siehe Hauptblatt vom 1 . Novbr . d . I . )

Am RegierungStische : Justizministerial - Präsident Or .
Grimm , Ministerialrath Or. Bingner , Ministerialrath
v . Neubronn .

Auf der Tagesordnung steht die Spezialbiskussion zu ZZ 1
bis 18 und 101 des Einführungsgesetzes zu den Justizgc -
setzen ; daS HauS tritt sofort in die Berathung deS Z 1 rin ,
dessen Wortlaut im Rcgierungsentwurf wir nebst der von
der Kommission vorgrschlagenen Fassung bereits mitgetheilt
haben . Zunächst erhält als Berichterstatter das Wort

Abg . Kiefer : An die Frage des 8 1 müsse sich sofort
die Besprechung der Kontroverse knüpfen , ob die Sitze und

Bezirke der Gerichte durch Gesetz oder durch Regierungsver¬
ordnung zu bestimmen seien . Für das Ober - Landesgericht
habe der Regicrungscntwurf selbst den Weg der ge setz ,

lichen Regelung eingeschlagen , die Kommission theile diese
Rechtsauffassung und auch gegen die damit verbundene Fest¬
setzung, die Residenz solle Sitz dieses Gerichtes sein , habe sie
nichts zu erinnern . Für Mannheim sei es allerdings eine

schmerzliche Empfindung , den obersten Gerichtshof des Lan¬
des zu verlieren , aber schon wegen seiner Eigenschaft als

AppellationSgcricht empfehle es sich , dem Ober - Landes gericht
seinen Sitz möglichst in der Mitte des Landes anzuweisen .
Die oft ausgesprochene Befürchtung , der Sitz in der Re -

fidenz werde eine Gefahr für die Unabhängigkeit der Richter
sein , könne bei streng sachlicher Prüfung dieser Frage nicht
bestehen, wir in Baden seien nie der Gefahr einer KabinetS -

Mstiz ausgesetzt gewesen , stets sei von Seiten der Regierung
die Unabhängigkeit des Richteramtes unangetastet geblieben .
— Uedergehend zur Besprechung der im Eingang seiner
Rede berührten verfassungsrechtlichen Streitfrage müsse er
-«geben, daß die Regierung sich für ihre Auffassung auf
du langjährige Tradition unseres Landes berufen könne ;
die Berechtigung dieser Praxis sollte über jetzt, wo diese

Fragen für lange Zeit neu geordnet werden müßten , gründ¬
lich geprüft werden , und dazu sei die Volksvertretung durch¬
aus befugt , ohne sich der Verletzung einer Verfassungsbe¬
stimmung schuldig zu machen, gerade weil eine solche hierüber
eben nicht existier . Im Interesse der Regierung wie des
Volkes liege es , diese Verfassungs -Frage für die Zukunft
endgiltig - durch Gesetz entschieden zu wissen .

Die Kommission habe übrigens vorläufig in ihrem Vor¬
schlag einen Kompromißweg eingeschlagen , indem sic zwar
für die Land - und die Amtsgerichte das Prinzip gesetzlicher
Regelung der Gerichtsfitze fcsthalte , aber für die Sitze der
Amtsgerichte der Regierung noch für wenige Jahre , bis
zum 1 . Oktober 1882 , die Regelung durch Verordnung
überlasse .

Ec hoffe , das Haus werde den ß 1 in der Kommissions¬
fassung annehmen .

Abg . Stösser : Meine Herren ! Wenn ich auch zugeben
kann , daß eine gesetzliche Regelung der Gerichtsfitze und
- Bezirke unserer Verfassung nicht widerspricht , so möchte ich
doch darauf Hinweisen , daß es in Baden bisher ein verfas¬
sungsmäßiges Recht der Regierung war , diesen Gegenstand
ohne ständische Mitwirkung zu ordnen . Es ist eine alte ,
bewährte Tradition unseres öffentlichen Rechts , daß in die¬
sen Fragen das Verordnungsrecht der Regierung ganz un¬
beschränkt in Geltung steht , und an diesem Rechte ist durch
die oft angerufene Bestimmung in Z 6 des Gerichtsverfas¬
sungs - Gesetzes vom Jahr 1864 nichts geändert worden , da¬
mals hat ja gerade die Gesetzgebung sich ausdrücklich dafür
entschieden , diese Organisationsangelegenheiten dem Verord -
nungsrecht der Regierung zuzuweisen . An diesen durch
Praxis und Gesetz unbestreitbar festgestellten Grundsatz un¬
seres Verfassungsrechts hält sich nun der Regierungsentwurf ;
es beruht dieser Grundsatz aber auf guten Gründen , und
zwar in erster Linie aus der allgemeinen Natur der Sache ,
wonach sich diese Bestimmungen als Angelegenheiten des
Vollzugs der Rechtsgesetzgebung charakterisier « und als solche,
wie jede Vvllzugsbestimmung , dem Verordnung - recht unter¬
stehen . Dann aber , meine Herren , ist es auch ein Gebot
der Politik , den Vollzug einer Bestimmung au eine Stelle
zu verlegen , wo die volle Verantwortlichkeit für diesen Voll¬
zug ruhen soll , und diese Verantwortlichkeit nicht zu theilen ;
die Regierung wird , wenn sie für sich allein dem Lande
gegenüber für diesen Vollzug verantwortlich ist , gewiß mit
größter Umsicht verfahren und in dem Maße , in welchem
die Stände an dieser Verantwortlichkeit partizipiren , wird
sich naturgemäß das Pflichtgefühl der Regierung minder
scharf «usdrücken . Weiter aber , meine Herren , ist es auch
praktisch das Zweckmäßigste , die Regelung hier der Regie¬
rung zu überlasten , das hat ja der Herr Berichterstatter der
Kommission selbst für die Amtsgerichts -Sitze und -Bezirke
schlagend ausgeführt und Alles , was da gesagt ist, trifft in
ganz gleicher Weise bezüglich der Amtsgerichte auch für die
Zeit nach dem 1 . Oktober 1882 und ebenso auch für die
Landgerichte zu . Diese Gründe der Zweckmäßigkeit bestehen
zunächst darin , nicht zwar , daß die pekuniären Fragen hier
in den Vordergrund gestellt werden , vielmehr muß in
erster Reihe das allgemeine Staatsinteresse stehen . Nun kann
doch wohl kein Zweifel sein , daß die Regierung am besten
in der Lage ist, dieses wahrzunehmen , an sie gelangen alle
für die Berechnung der Arbeitskraft und die beste Art der
Befriedigung des rechtsuchenden Publikums wichtigen Er¬
fahrungen , sie hat die erforderliche technische Befähigung , sie
allein übersieht und vergleicht die an den einzelnen Orten
gemachten Erhebungen , endlich sie allein urtheilt unabhängig
von lokalen Wünschen und Meinungen

Die Kammer , meine Herren , soweit sie ihre Kenntniß
dieser Dinge aus den ihr aus dem Lande zukommenden
Mittheilungen schöpft , kann nur sehr unvollständig unter¬
richtet sein , diese Stimmen aus den einzelnen Theilen des
Landes entspringen manchmal nicht lediglich dem Interesse
an der Rechtspflege , sie sind gar oft blos Aeußerungen von
Lokalinteressen , lokalen Wünschen und Vorurtheilen , und dem
einzelnen Abgeordneten ist es — dies liegt in der Natur
der Sache — oft äußerst schwer , sich den Anforderungen
seines Wahlbezirks gegenüber die erforderliche volle Unbe¬
fangenheit und Unparteilichkeit zu wahren .

Der Herr Vorredner hat zur Begründung des Kommis¬
sionsvorschlags auf die im Jahre 1872 erfolgten Aufhebungen
von Gerichten hingewiesen , die von der Regierung einseitig
vorgenommen worden seien und im Lande vielfach Unzu¬
friedenheit erregt hätten . Ich freue mich , daß mir dadurch
Gelegenheit gegeben wird , gerade diese Sache hier zu be¬
sprechen. Zu jener Zeit , meine Herren , war Baden gerade
in das Deutsche Reich ringetreten und ganz allgemein trat
da im Lande die Ansicht hervor , jetzt sei eine Vereinfachung
unserer Organisation und eine Verminderung unserer Be -
Hörden dringend geboten ; von allen Seiten und namentlich
aus der Kammer erhob sich damals dieser Wunsch und dieser
im ganzen Land sich äußernden Auffassung suchte die Re¬
gierung durch Verminderung von Gerichtssitzen gerecht zn
werden . Die Regierung hat kein Interesse daran , Staats -
stellen aufzuheben ; mit jedem Wegfall einer Staatsstelle ver¬
liert sie ein Werkzeug zur Verfolgung der Staatszwecke , auch
wächst ihr Einfluß mit jeder neu errichteten , er vermindert
sich naturgemäß mit jeder aufgelösten Staatsbehörde . So¬
fort nach jener Reduktion der Gerichte und Verwaltungsbe¬
hörden ist indessen diese Angelegenheit hier in der Kammer
ausführlich zur Sprache gekommen bei Besprechung der aus
dem ganzen Lande so zahlreich eingelaufenen Petitionen und

die Kammer hat diese Petitionen sämmtlich dcr Regierung
einfach zur Kcnntnißnahme überwiesen , mit alleiniger Aus .
nähme der Petition um Wiederherstellung des Amtsgerichts -
Bezirks Radolfzell . Diese letztere Petition allein wurde der
Regierung empfehlend mitgetheilt und diese hat dem Wunsche
der Kammer sofort durch Wiedererrichtung des Amtsgerich¬
tes Radolfzell Rechnung getragen . Die Kammer also , meine
Herren , war damals in dieser Frage in völliger Ucberein -
stimmung mit der Negierung ; wäre ihr ein Mitdewilligungs -
recht zugekommen , sie hätte durchaus das von der Regie¬
rung eingeschlagene Verfahren genehmigt und sie trüge heute
dem Lande gegenüber auch formell die Mitverantwortlichkeit
für jene Aufhebungen , materiell kann sie dieselbe nie von sich
zurückweisen . Auch bei den jetzt bevorstehenden Aenderungen
in der Organisation der Gerichte wird die Regierung sicher
der Bolksvertretung volle Gelegenheit zur Aeußerung ihrer
Ansichten und Wünsche geben , sie wird diese auch jetzt wie¬
der mit voller Aufmerksamkeit entgegennehmen und ihnen
Rücksicht tragen ; die Kammer aber sollte es mit Freude be¬
grüßen , daß sie auf diese Weise ihren Wünschen Geltung zu
verschaffen in dcr Lage wäre , ohne die schwere Verantwort -
lichkeit dem Lande gegenüber mit übernehmen zu muffen .

Man hat darauf hingewiesen , in Preußen würden diese
Fragen durch Gesetz gelöst , und dies ist richtig ; in Preußen
aber besteht eben in Art . 89 der Verfassung eine ausdrück¬
liche Bestimmung hierüber , und ich kann nicht verhehlen ,
daß ich diese Bestimmung für keine glückliche halte . Es ist
kein Vortheil für ein Land , wenn alle Fragen des Staats -
lebens in die starren Bande deS Gesetzes gelegt werden !
Und gerade in Preußen , meine Herren , ist es vorgekommen ,
daß , als im Abgeordnetenhause die Frage über die Amts¬
gerichts - Sitze berathen wurde , ein solches Durcheinander lo¬
kaler Wünsche zu Tage trat , daß man sich schließlich auch
dort genöthigt gesehen hat , mit Umgehung der Verfassung
die Angelegenheit im Verordnungswege zu regeln ! So sehr
drängt die Natur dieser Materie selbst, die Wucht der That -
sachen zu der Art der Erledigung , wie der Regierungsent¬
wurf sie in Aussicht nimmt .

Ich schlage Ihnen vor , meine Herren , im Anschlüsse an
die Traditionen unseres öffentlichen Lebens , im Anschlüsse
an die Traditionen dieses Hauses , aus Gründen der Wissen¬
schaft , endlich aus Gründen der Zweckmäßigkeit die Anträge
der Kommission nicht anzunehmen , sondern zum Regierungs¬
entwurf zurückzukehren .

Abg . v. BlitterSdorfs : Mit dem ersten Absatz des
Z 1 der Regierungsvorlage — Errichtung eines Ober -
LandesgerichtS und Sitz desselben in Karlsruhe — sei er
völlig einverstanden . In der Frage , ob die GerichtSfitze
durch Gesetz oder durch Verordnung zu regeln seien, stehe er
dagegen auf dem Standpunkt der Kommission , den von dieser
vorgrschlagenen Weg hätten auch Preußen und Württemberg
ringeschlagen ; für Baden liege gerade darin , daß die Frage
in dem GerichtSverfaffungS - G esetz vom Jahr 1864 entschieden
worden sei, eine klares Anerkenutniß des MitwirkangSrechtS
der Stände . Die praktischen Bedenken de- Herrn Vorred¬
ners halte er jedenfalls bezüglich der Landgerichte für nnge -
gründet , diese würden mit mindestens 8 Richtern zu besetzen
sein und da werde man natürlich die Bezirke so bestimmen
müssen , daß Beschäftigung für alle diese vorhanden sei , hier
sei die Volksvertretung durchaus im Stande , sachgemäß und
unparteiisch an der Aufgabe mitzuarbeiten ; höchstens für die
Amtsgerichte könnten die geäußerten Bedenken zutrcffen , für
diese Gerichte aber sei durch den Kommissionsvorschlag ja für
mehrere Jahre das Berordnungsrecht der Regierung bestehen
gelassen worden ; bis zum Jahre 1882 werde man auch hier
die nöthigen Erfahrungen gemacht haben. Jedenfalls sei eS
im Wesen des VersassungslebenS begründet , die Vertreter
der Bezirke , um deren Wohl und Wehe es sich handle , bei
so wichtigen Entscheidungen Mitwirken zu lassen . Die im
Jahre 1872 erfolgte Aushebung mehrerer Gerichte habe , so¬
weit sie die Kreisgerichte traf , deS Redners volle Billigung
gehabt , die Aufhebung der Amtsgerichte aber habe vielfach
materielle Rechte des Volkes verletzt und daher mit Recht
Unzufriedenheit im Lande hervorgerufen . Mit dem herr¬
schenden Mangel an Personal könne man diese Aufhebungen
nicht entschuldigen , denn in Wahrheit sei solches dabei gar
nicht gespart worden , da den Gerichten , welchen die Bezirke
der aufgehobenen Stellen zugewiesen wurden , .sofort weitere
Beamte hätten beigeben werden müssen . Wenn für zukünftige
Fälle von Neugründungen oder Aufhebungen von Gerichtssitzen
die Volksvertretung die Mitverantwortlichkeit übernehme , so
glaube er , die Regierung sollte ihr dafür dankbar sein . Ec
beantrage Annahme des Kommissionsentwurfs .

Justizminisierial -Präfident llr . Grimm : Der Herr Vor¬
redner habe behauptet , daß in Württemberg die Bestimmung
der Gerichtssitze der gesetzlichen Regelung unterliege ; dem
gegenüber müsse er konstatiren , daß gerade in Württemberg ,
wie aus den dortigen Regierungsmotiven zu dem Einfüh¬
rungsgesetz Art . 6 klar hervorgeht , schon bei der Organisa¬
tion vom Jahr 1868 die Bestimmung der Sitze und Sprengel
der KreisgerichtS -Höfe der Verordnung überlassen worden sei,
welcher Grundsatz nun auch bei der bevorstehenden Organi¬
sation dahin beibehalten « erden soll, daß die Regierung die
Rektifikation der Sprengel und die Verlegung der Land -
gerichts - Sitze von einer Stadt in die andere der Verordnung

! vorbehält . Ebenso können nach Art . 1 Abs. 2 des württem -
belgischen Entwurfs Amtsgerichte im Wege der Verordnung
errichtet werden . Derselbe Grundsatz kehre übrigens in den
EinführungSgesetzen sämmtlicher deutscher Mittelstaaten wie -



der , namentlich in Bayern , Sachsen und Hessen . Redner

bespricht die betreffenden Bestimmungen dieser EinsührungS -

gesetze und die einschlägigen Vorschriften der VerfassungS -
urkunden dieser Länder , namentlich auch diejenigen Hessens ,
dessen Stände bereits zugestimmt hätten , daß es sich hier um
eine dem Berordnungsrccht anheimfallende Materie handle .

In Hessen habe man den Art . 73 der dortigen Verfas¬
sung für durchschlagend angesehen , welcher vorschreibt , daß die

Regierung die zum Vollzug und zur Handhabung der Ge¬

setze erforderlichen , sowie die aus dem Aufsichts - und

Verwaltungsrecht abfließenden Verordnungen
zu treffen habe . Es sei bemerkenswerth , daß die badische
Verfaffungsurkunde in Art . 66 wörtlich dasselbe besage . In
der That sei die Regierung von der Ansicht geleitet , daß es

sich bei der Bestimmung der Gerichtssitze um einen einfachen
Vollzug und eine administrative Ausführung der in dem

Gerichtsverfassungs - Gesetze enthaltenen Vorschriften über die

Einrichtung , die Besetzung und die Zuständigkeiten der Ge¬
richte der verschiedenen Ordnungen im Gebiet der Strafrechts¬
pflege und der bürgerlichen Rechtspflege handle . Diese Auf¬
fassung der Regierung entspreche auch , wie Herr Kollege
Slösser ausgeführt , den Interessen der Allgemeinheit und
den Anforderungen der Zweckmäßigkeit und die Regierung sei
berufen , die Frage rein objektiv und lediglich nach den In¬
teressen der Rechtspflege zu prüfen . Man habe daher allge¬
mein davon Umgang genommen , solche Fragen in die Par -
mente zu tragen .

Vorredner habe sich weiter auf Preußen berufen , aber ge¬
rade dort sei bei Berathung der Einsührungsgesctze im Ab¬

geordnetenhause von einem berühmten Staatsrechts -Lehrer be¬
tont worden , Preußen stehe mit dieser Vcrsassungsbestim -

mung in ganz Deutschland isolirt und auch im Ausland

herrschet bei den Parlamenten in England und Frankreich der

entgegengesetzte Grundsatz . Gneist habe den 8 89 der Ver¬

fassung für eine nicht glückliche Bestimmung erklärt , auf die

neueste englische Praxis als die konstitutionell richtigste hin¬
gewiesen ; in England lege nämlich bei solchen Fragen die

Regierung der Volksvertretung eine Gesammtvorlage oder
ein Tableau aller von ihr beabsichtigten Maßnahmen zur
Begutachtung und Acußerung vor , ein Mitwirkungsrecht
stehe aber der Volksvertretung nicht zu , sie könne sich
aber mit all der Autorität , welche ihr kraft ihrer Stellung
zukomme , für oder gegen die Absichten der Regierung er¬
klären ; das Gewicht eines solchen Ausspruchs würde wohl
in keinem Lande die Regierung unterschätzen . In Preußen
habe man die Bestimmung des 8 89 der Verfassung blos

deßhalb getroffen , weil darin eine höhere Garantie für die

Unabhängigkeit der Richter erblickt worden sei, ein solches
weiteres Schutzmittel habe er in unserem Lande niemals für
die Unabhängigkeit der Rechtspflege erforderlich erachtet . Im
Gegentheil , der Regierungsentwurf stehe auf dem altherge¬
brachten , durch Tradition geheiligten Verfassungsrecht des
Landes .

Der Hr . Vorredner habe gesagt , der Z 6 unseres Ge¬
richtsverfassungs - Gesetzes sei ein Beweis dafür , daß im

Jahre 1864 schon das Mitwirkungsrecht der Volksvertre¬

tung bei der Organisation der Gerichte anerkannt oder ein¬

geführt worden sei. Dem gegenüber müsse Redner darauf
Hinweisen , daß die Regierungsmotive zu jenem Gcsetzespara -

graphen die ausdrückliche Erklärung enthalten , man wolle

hier bloS konstatirm , daß diese Angelegenheit unzweifelhaft
Verordnungssache sei . Es heiße nämlich an der betreffenden
Stelle der Motive zum Entwurf des Gerichtsverfassungs -

Gesetzes , § 6 : soweit dieser vorschreibt , daß die Bezirke so¬
wie Zahl und Sitz der Gerichte durch Verordnung geregelt
werden , folgendermaßen : „ Was die Großh . Regierung sich
in diesem Paragraphen Vorbehalten habe , gehöre unzwei¬
felhaft in das Gebiet der Verordnungen . " Darin

liege doch ein Anerkenntniß der Verordnungsnatur dieses
Gegenstandes , nicht seiner Gesetzesnatur .

Was die praktische Tragweite der Kontroverse betreffe , so
sei diese, das hätten die Herren Vorredner schon anerkannt ,
eine äußerst geringe , und zwar deßwegen , weil für die Amts¬

gerichte ja durch die Kommission selbst aus lange Zeit hinaus
das Organisationsrecht der Regierungsverordnung überlassen
sei , es werden sogar die jetzt zu treffenden Maßnahmen , die

allenthalben im Lande in Folge der Wichtigkeit des Moments ,
nämlich des UebergangS in den neuen Zustand , als ent¬

scheidend für die Amtsgerichts -Sitze angesehen werden , eine viel

längere Dauer haben , als bis zum Jahre 1882 . An die

Lösung der Frage nach den Landgerichts - Bezirken und - Sitzen
werde aber , davon sei die Volksvertretung wohl überzeugt ,
von der Regierung nur nach vorgängigem Benehmen mit den
Ständen , sei es anläßlich des Budgets oder einer sonstigen
geschäftsordnungsmäßigen Gelegenheit , herangetreten werden .
Ilebrigens habe der Vorredner bereits betont , daß auch diese
Frage ihren praktischen Inhalt in Wahrheit nur darin habe,
ob im Großherzogthum sieben oder blos sechs Landgerichts -

Bezirke errichtet werden sollen . Ucber diese Frage könne man

sich aber zwischen Regierung und Ständm auseinandersetzen ;
wenn , waS zu bezweifeln sei, je eine Meinungsverschiedenheit
auftauchen sollte , ohne daß von der seit einem Menschenalter
hergebrachten und bisher langbewährten parlamentarischen

Praxis abgewichen werde . Gerade weil die praktische Be¬

deutung dieser Streitfrage eine so geringe sei, möchte Redner

auch deßhalb Vorschlägen , ohne solch weitausgedehnte ver¬

fassungsrechtliche Erörterungen mehr theoretischer Natur zu
Pflegen , es einfach bei der hergebrachten Praxis zu belassen
und die Kontroverse damit auf sich beruhen zu lassen .

Daß endlich die Regierung sich dadurch nicht präjudizirt
habe , daß sie vorgeschlagen habe , es soll Ein Ober - Landes¬
gericht mit Sitz in Karlsruhe errichtet werden , habe Redner
schon gestern eingehend ausgeführt . An der Frage , ob ein
oder zwei Ober -LandeSgerichte zu errichten seien , hänge eine
Reihe weiterer hochbedeutsamer organisatorischer Fragen , welch
letztere jedenfalls nur durch Gesetz entschieden werden können ;
ich erinnere nur an die Frage der Revisibilität der in Civil -
prozessen ergangenen zweitinstanzlichen Uriheile , so daß es
ganz nothwendig schien, schon die Vorfrage dem Gesetzgebungs -

i weg zu überweisen . Für die Frage , ob ein oder zwei Ober -
! Landesgerichte errichtet werden , ist aber die Frage des Sitzes
! mit entscheidend , bei blos einem Ober -Landesgericht wird

dieses mehr in den Mittelpunkt des Landes gelegt werden
! müssen .
> Abgesehen aber hievon , so ist es nach dem Vorgänge des
! Reichstags bezüglich des Sitzes des Reichsgerichts in neuc -

z rer Zeit vielfach für angemessen , beziehungsweise für gute
Sitte erachtet worden , bei der Bestimmung des Sitzes des
obersten Gerichts , namentlich ob derselbe in der Residenz soll
stattfinden dürfen , ausnahmsweise die Gesetzesnatur der Ma -
tcrie anzuerkennen .

Das ist aber für alle übrigen Gerichte eines Landes durch¬
aus nicht entscheidend .

Ich bitte das HauS , den Regierungsentwurf anzunehmen .
Der Vorsitzende verkündet , es sei ihm ein Antrag der

Abgg . Stösser , Turban und Bechert auf Abänderung des
Kommissionsentwurfs des 8 1 zugekommen , der Antrag laute :

Die Unterzeichneten beantragen Strich von 8 1 Abs.
2 und 3 und statt dessen zu setzen :

Im Uebrigen werden die Bezirke und Sitze der
Gerichte durch landesherrliche Verordnung bestimmt .

Hierauf erklärt der Vorsitzende , daß er der vorgerück¬
ten Zeit wegen die Sitzung bis heute Nachmittag 4 Uhr
unterbreche .

Karlsruhe , 31 . Okt ., Nachmittags 4 Uhr . Fortsetzung der
42 . öffentlichen Sitzung derZweitenKammer , unter dem
Vorsitze des Präsidenten Lamey . ( Siehe Hauptblatt vom
2 . Novbr . Nr . 260 .)

Am Regierungstisch : Justizministerial - Präsident ! >r .
Grimm , Ministeriälrath Ur . Bingner , Ministerialrath
v . Neubronn .

Nachdem der Vorsitzende zunächst ein Urlaubsgesuch
des Abg . Hug mitgetheilt hat , welchem das Haus stattgibt ,
erklärt er , es sei durch den Austritt des Abg . Stigler eine
Stelle in der Justizkommission erledigt , eine Neuwahl werde
in heutiger .Sitzung vorgenommen werden . Sodann erfolgt
Antritt in die Tagesordnung .

Der Vorsitzende bringt zur Kenntniß des Hauses , es
sei ihm ein von den Abgg . Betzinger , Junghanns ,
Förderer und Marke Unterzeichneter Antrag zugegangen
folgenden Inhalts :

Die Unterzeichneten beantragen zu Z 1 des Kommisstons¬
entwurfes zum Einführungsgesetze der Reichs -Justizgesetze :

I. Hohe Kammer wolle beschließen, der § 1 sei dahin zu
fassen :

Für das Großherzogthum Baden wird ein Ober -
Landesgericht mit Sitz in Karlsruhe errichtet .

Im Uebrigen werden Zahl , Bezirk und Sitze der
Gerichte durch landesherrliche Verordnung bestimmt .

il . Zugleich wolle aber das hohe Haus durch Resolution
die Erwartung aussprechen , daß Großh . Staatsregie¬
rung den Plan zur Bildung der Bezirke und Bestim¬
mung der Sitze der künftigen Landgerichte und Amts¬
gerichte vor der Ausführung , und auch künftig in ähn¬
lichen Fällen jeweils an die Ständekammer zur Kennt -
nißnahme und etwaigen Aeußerung mittheile .

Abg . Stösser erklärt , er und seine Mitantragsteller
zögen ihren Antrag za Gunsten des eben von dem Abg .
Betzinger und Genoffen gestellten , welcher mit dem ihrigen
dem Sinne nach völlig im Einklang stehe, zurück .

Justizministerial -Prästdent kr . Grimm erklärt , die Großh .
Regierung habe gegen die Annahme des von dem Abg .
Betzinger und Genossen gestellten Antrags nichts zu erinnern .

Abg Betzinger begründet seinen Antrag : In Baden
sei es traditionell , die Bestimmungen über Sitze und Be¬
zirke der Gerichte durch Regierungsverordnung zu treffen .
Der Z 6 der Gerichtsverfassung vom Jahre 1864 und der
damit fast wörtlich übereinstimmende 8 2 der jetzigen Re -
gierungsvorlage hätten blos den Sinn , zu konstatiren , was
bestehendes Recht sei. In fast allen deutschen Staaten herrsche
dieselbe Hebung und sie habe auch ihren guten Grund , denn
die Regierung sei zur Regelung dieser Angelegenheiten viel
besser in der Lage als die Volksvertretung . Der Regierung
stünde alles erforderliche Material im reichsten Maße zur
Verfügung und sie besitze auch volle Unparteilichkeit und
Objektivität , während es den Abgeordneten oft schwer werde ,
den Anforderungen ihres Wahlbezirks gegenüber sich ihre
volle Unbefangenheit zu wahren . Er glaube und es sei dies
j» von Großh . Regierung heute ausdrücklich bestätigt worden ,
daß die Regierung ihr Verordnungsrecht in diesen Ange¬
legenheiten nie ausüben werde , ohne zuvor der Volksver¬
tretung Gelegenheit zur Aeußerung ihrer Wünsche gegeben
zu haben . Der zweite Absatz seines Antrags bezwecke eine
Erklärung des Hauses herbeizuführen , daß dieses Verfahren
jetzt und in Zukunft das herrschende werden solle.

Abg . Bär : In den Worten des Kommissionsberichts zu
dem oft erwähnten 8 6 der Gerichtsverfassung von 1864 :
„ wir überlassen diese Bestimmung dem Verordnungsrecht
der Regierung "

, habe die Kammer ausgesprochen , daß ihr
eigentlich an sich ein Mitwirkungsrecht zustehe . Was die
praktische Bedeutung der jetzigen Differenz betreffe , so würde
die Kammer jedenfalls bei der Budgetberathung sich mit
diesen Fragen zu befassen haben und er glaube , die Justizkom¬
mission sei doch zur Erledigung dieser Fragen geeigneter als
die Budgetkommission . Der Antrag Betzinger füge dem
Regierungsentwurf nur einen frommen Wunsch bei , dem
Redner praktische Bedeutung nicht zuerkennen könne.

Abg . Fieser : Er trete völlig den Anschauungen des
Abg . Bär bei , was die verfassungsrechtliche Frage betreffe .
In der Gesetzgebung von 1864 sei das Recht der Stände ,
in der Organisation der Gerichte mitzuwirken , anerkannt ,
ebenso zeige die Fassung der 88 1 und 2 der jetzigen Re¬
gierungsvorlage , daß auch jetzt die Regierung diesem Stand¬
punkt nicht fremd sei . Die Volksvertretung jedenfalls habe

die Pflicht , für solche Orgauisationsfragen von Gerichten
welche stets die vitalsten Interessen der Bevölkerung treffen

'

das ihr zuftehcnde Mitwirkungsrecht nicht preiszugeben . Er
ersuche, den Kommissionsantrag anzunehmen .

Abg . Förderer : Der Vorschlag der Kommission habe ^
an sich etwas für die Volksvertretung sehr Verlockendes dg
er ja ihre Befugnisse erweitere ; vom praktischen Standpunkt
aus müsse er aber sagen , es würde den Interessen des Lau .
des besser gedient , wenn die Großh . Regierung die Ent¬
scheidung in der Hand behielte . Die Kammermitglieder seien
der Natur der Sachs nach in solchen lokalen Fragen nicht
ganz unbefangen . Der Schlußsatz ihres Antrags aber bc.
zwecke, allenfalls zu weit gehende Maßnahmen der Regierung
durch die — wenn auch nicht absolut bindende — Autorität
der Kammer zu verhindern , die Regierung werde es nicht
wagen , dev Ansicht einer großen Kammermajorität entgegen¬
zuhandeln , sie habe sich selbst heute mit dem Antrag Betzinger
und Gen . einverstanden erklärt .

Abg . N äf : Der Antrag Betzinger sei noch viel gouver .
nementaler als der Antrag Stösser ; in der badischen Ver¬
fassung seien nicht alle Rechte der Stände genau definirt , i«
8 65 der Verfassungsurkunde sei vielmehr generell gesagt,
die Befugniß der Stände reiche so weit , als das Gebiet der
Gesetzgebung überhaupt reiche . Das Verordnungsrecht der
Regierung gehe aber nicht weiter , als es zur Zeit der
Schöpfung unserer Verfassung gegangen sei , und in 8 66
der Verfaffungsurkunde sei dies ausdrücklich dahin normirt ,
daß es nicht weiter gehe als auf die aus dem Aufsichts¬
und dem Verwaltungsrccht des Staates ausfließenden Maß¬
regeln . Das Recht , Gerichte cinzusetzen , gehöre aber weder
dem staatlichen Aufsichtsrecht , noch dem Administrationsrecht
an ; das elftere bestehe darin , daß die Behörden darauf ach.
ten , daß nichts Ungesetzliches vorgchc ; zum Verwaltungs .
recht gehöre aber die Bestimmung der Sitze und Bezirke der
Gerichte unbestüttenermaßen nicht . Es gebe über diese Frage
gar keine Tradition , es gellen dafür dir ausdrücklichen Be¬
stimmungen der Verfassung ; von dieser wollen wir nicht ab¬
weichen . Praktisch sei es ja gegenwärtig ganz einerlei , wie
wir verfahren ; wir müßten aber verhüten , daß aus der An¬
nahme des Antrags Betzinger ein den Ständen ungünstiges
Präjudiz entstehe . Die Kommission habe nicht inkonsequent
gehandelt , indem sie bezüglich der Amtsgerichte den Verord¬
nungsweg zuließ , sie habe gerade dadurch das Prinzip , ihre
Berechtigung zur Mitwirkung , gewahrt .

Abg . Junghanns : Die Gerichte seien Organe der
Staatsgewalt , Theile derselben ; er glaube daher , es sei ei»
Recht der Regierung , deren Sitze und Bezirke zu bestimmen .
Es sei aber auch praktischer , daß die Regierung diese Ange¬
legenheiten ordne ; sie habe mehr Uebcrsicht und mehr Un¬
befangenheit . Daß solche Rcgierungsmaßregeln nicht über¬
eilt getroffen würden , dafür sei durch den Schlußsatz des
Antrags Betzinger , den auch er mit unterschrieben , gesorgt .
Er halte es für keine gute Errungenschaft , die Regierung
in ihrer Kraft zu lähmen ; eine starke Regierung sei höchstes
Volksinteresse .

Abg . Turban : Der Abg . Bär ziehe Alles in den
Bereich der Gesetzgebung , »was überhaupt mit einem Gesetz
in Bezug gebracht werden könne ; das widerspreche jedem
Verfassungsrechte . Dem Abgeordneten Näf gegenüber müsse
Redner zunächst zugcben , daß zur Zuständigkeit der Stände
nicht nur das gehöre , was die Verfassung in ausdrücklichen
Worten ihr zuweise , sondern Alles , was nach dem Geiste
der Verfassung sich für die ständische Mitwirkung eigne. .
Das Aufsichts - und Verwaltungsrccht des Staates sei aber
ein weiteres , als der Abg . Näf glaube , die Justizverwaltung
sei ein Theil der Verwaltung und zu dieser Justizver -
Wallung gehöre die Bestimmung von Bezirken und Fristen
der Gerichte . Die juristische Deduktion des Abg . Näf liefere
also keinen Beweis für daS Vorhandensein einer ausdrück¬
lichen gesetzlichen Norm , und weil cS an einer solchen fehle,
sei es angezeigt , die Frage nach ihren Zweckmäßigkeits¬
gründen zu prüfen . Praktisch aber sei es offenbar am besten,
das , was eine durchaus liberale Kammer im Jahre 1864
hier gethan , auch heute zu thun , nämlich der Regierung
nicht zuzumuthen , auf ein Recht zu verzichten , das sie stet¬
besessen. Auch werde die Regierung diese Angelegenheiten
praktisch am besten ordnen können und gegen etwaige Ueber-
eilungen schütze der Antrag Betzinger völlig . Es liege ja
im eigensten Interesse der Regierung , der Kammer Gelegen¬
heit zur Aeußerung ihrer Ansichten zu geben. Redner be¬
antrage , dem so lange bewährten Verfahren auch jetzt den
Vorzug zu geben ; er empfehle Annahme des Antrag -
Betzinger .

Der Vorsitzende erklärt hierauf die Diskussion für
geschlossen.

Abg . Kiefer , als Berichterstatter , erhält das Schluß¬
wort ; Redner wendet sich gegen die einzelnen Ausführungen
der Abgg . Stösser , Betzinger , Junghanns und Turban und
empfiehlt nochmals Annahme des Kommissionsantrags so¬
wohl aus Rechts - wie aus Zweckmäßigkeitsgründen . Die
Volksvertretung dürfe ihre Rechte nicht preis geben ; die Re¬
gierung sei über die Bedürfnisse und Wünsche des Lande -
nicht immer richtig unterrichtet , weil die Berichte der Be¬
amten manchmal mehr von den persönlichen Wünschen der¬
selben als von der Rücksicht auf das Wohl der Bevölkerung
inspicirt seien . Im eigensten Interesse der Regierung selbst
liege die Mitwirkung der Stände bei solchen für das Wohl
des Landes so hochwichtigen Anordnungen , die Regierung
sollte der Volksvertretung Dank wissen , daß diese einen
Theil der schweren Verantwortlichkeit übernehme .

Bei der hieraus folgenden Abstimmung wird — wir

haben dies schon berichtet — der Antrag Betzinger abge-

lchnt und hierauf der 8 1 in der Kommissionsfassung an¬

genommen .
Der Vorsitzende verkündet , das Ergebniß der heute ^

vorgenommenen Neuwahl eines Mitgliedes der JustizkoM -

Mission werde in nächster Sitzung mitgetheilt werden . -
Hierauf wird die Sitzung geschlossen.

'
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D. Frankfurt , 2. Noo . (Börsenwoche vom 26. Oktober bi»

1 Nov.) Der Grundton der Tendenz bleibt fast anhaltend ein fester ,
obaleich die politischen Nachrichten meist nicht » weniger als befriedigend
lauten und daher zeitweise Erschütterungen de » KarSniveau » herbei-

Mren . Die Ursache dieser Festigkeit li- gt wohl theilweise in der nach
langen Leiden und Sorgen eingetretencn Abstuwpfnag , thrilweise aber

«uch in dem Bestreben einer mächtigen Haufseparlei , eine Besserung
, u etabliren und destruktive » Tendenzen möglichst eatgrgenzuarbeiten .
Ueberrascht wurde die Börse bei Wochenbeginn durch die Meldung ,
»aß zwischen der Rothschild - Bruppe und der ungarischen Regierung
behus» einer weiteren Begebung oder Lombardirang van ungarischer
Goldrente Differenzen entstanden seien . Die Nachricht fand zwar wenig
Glauben , verfehlte indeß » icht, eine Verstimmung hervorzurufen . die
in erster Linie in einem starken Rückgang der ungarischen Goldrente
und der SchatzbonS 11. Emission znm Ausdruck kam. Man befürch¬
tete , daß hierdurch di« im August 1879 fällige Einlösung de» letzteren
Papier » fraglich werde , beruhigte sich jedoch bald wir der Erwägung ,
haß die Rothschild- Gruppe in ihrem eigenen Interesse den geeigneten
Weg finden werde , um Ungarn an» seinen Finanzjchwierigkeiten zu
befcrien . Die Kurse konnten deßhalb hold wieder anziehen und erst
der Tag der Ultiworegulirung brachte « ine stärkere Reaktion . E »
stillte sich nämlich in der Liquidation nach vorübergehendem Stücke-
Mangel wieder Stückeübersluß heran » und wurde die in Folge de »
zeitweise fast stürmischen Angebot» für Kowptarilstücke entstandene rück-

läufige Bewegung auch noch durch ziemlich bemerken»werthe Politische
Faktoren gefördert. Die Na -bricht. daß der Versuch de» überreichlichen
Finonzmimster » v . Prelis , eia Kabinet zu bilden , gescheitert sei und
ferner die Berichte über den Anmarsch einer neuen russischen Armee
auf BurgaS wirkten deprimirend , so daß sich der Conlremine wieder
ein Spielraum für ihre Operationen bot. Die Baisse hatte aber nur
kurze - Leben und gab den Ausschlag für die kräftige Reprise , welche
seit gestern Platz gegriffen hat, eine Depesche von „ Reuter ' - Bureau »

aus Konstantin»?« . die mittheilt , daß wegen einer definitiven Arrange¬
ment» in Betr - ff Bosnien » zwischen Oesterreich und der Pforte wie-
der Unterhandlungen im Gange seien . Wir bemerken noch schließlich ,
daß die oben erwähnte Meldung in Betreff der ungarischen Goldrente
durch den „Pesther Lloyd " ei « formelle» Dementi fand.

Von den HauptsPekulationSwerthen waren Kreditakt'en zwischen
190 - 189>/- - l90 - :x- I87 - und 191' / . , Siaat » bahn-Aktien zwischen
216 ' /, — 215 '/, - 217' /, - 215 ' , und 220 im Umsatz . Lombarden no-
tirten 55 ' ,, 55 ' , und 58' ,, inkl. L . Oesterr . Bohnen sind säst
durchgängig nachgebend . Galizier ä 193 — 197 '/ - und 200 ' /, gefragt.
Deutsche Bahnen schwächer . Oesterr . Prioritäten schwächer . Ungarische
Goldvvrdost L «8 /, gesucht und fest . Am Markt für ausländische
Fond » wurden österr. Goldrente L 60 ' /, —59 ' t«—60' /, , Silberrenle
L 58' fl —52 '/, — 53 ' /,, Papierrente st 5t §, —50 '/„- 51 ' /, . Ungarische
Goldrente st 69 '/, - 68' ,, — 69' , , gehandelt. Ungarische SchatzbonS I .
Em . variirren st 102 ' /. - 162' /, , II Em . st 94 ' /, — 94 — 94 ' /, , Russen
von 1877 hoben sich > , Proz . , Deutsche Staatsfonds waren auf Ver¬
käufe , wnthmaßlich um der bevorstehenden Emission der preußischen
Anleihe die Wege zu ebnen, matter . Banken find wenig verändert .
Wechsel billiger. PrivaldiSkonto 4 ' , Proz .

4 Washington , 1 . Nov. Die Abnahme der Staatsschuld be¬
trug im Monat Oktober 1,708,000 Dollar ». In der Staatskasse be¬
finden sich 227,668.000 D . in Sold und 1,711,000 D . in Papiergeld .

Berlin , 2. Nov Getreidemarkt. (Schlußber >cht.i Wetzen per
Nov .-Dez. 174.50 , per Aprtl-Mai 172.50 , v --r Mai -Juni 184 .— .
Roggen »er Nov.-Dez. 122.^0 » er Dez -Jan . 123. , per April -Mai

125.— . Rübkl I . or, 5880 , Per Nov . 58 .30, per Nov.- Dez . 53 .— ,
per April -Mai 58.50. Spiritus Io« , 52.— , per Nov . 51 .10 , per
Nov .-Dez 50.25 per April -Mai 5210 . Hafer per No». 116 .—, per
April -Mat 122 .50 . Schön.

Köln , 2 . Nov . (Schlußbericht.) Weizen — , looo hiesiger 20 —,
!->«--> fremder 18.50 , per Novbr. 18. — , per März I8L0 , per Mai
18.65 , Roggen oco hiesiger 15,50 , per Novbr . 12.10 , Per März
12 65 , Per Mai 12,85 . Hase. .ooo 14,— , per Novbr . 13. — .
Rnk «l 31 .80 , »er Mai 30.70.

Hamburg , 2 . Nov. Schlußbericht , Weizen flau , per Nov .-
Dez. 170 G . , per April - Mai 172 « ,, per Mai -Juni 184 G ,
Noggm per Nov . -Dez . 117 S , per Lpril -Mai 115 G . , Per Mai -
Juni 126 G.

Bremen , 2. Nov . Perrilcum . ( Gchlnßbericht.) Standard « hire
ie. v, 8.90 , per Dez. 9.— , »er Januar 9.20 , per Febr .-Apr. 9 .35.
Ruhig . — Amerikanische » Schweineschmalz (Wilcox) 36 Pf .

Peyh , 2 . Nov . Usanceweizen 8 .75 bi» 8.85 fl. Weizen fest . Rog¬
gen 10 kr. bester.

Weizen Qualität 72 °/,» Kilogramm 8,40 bi» 8 .50 fl. Weizen Qua¬
lität 78 - ',o Kilogramm 9. 55 bi» 9.60 fl . Roggen Qualität 70—72
Kilogramm 5 .70 bi» 5.90 sl. Gerste 62 bi» 63 ' /, § Kilogramm 6 40 !
bi» 8.30 fl. Neuer Hafer Qual . 41 — 43' /, g Kilogr. 530 bi» ,
5.50 fl. Rap » — fl . Spiritn » 27 bi» 27' /, fl. !

6 .1, . Pari » , 2. Nov. (Börsennachricht .) In der hmtigen !
Liquidation stellten sich die Report » nicht höher und nicht niedriger ,
ol» man in den letzten Tagen erwartet hatte : man bedang 16 und
13 Cent , für 3prozentige, 17 Cent, für amortistrbare , 87 und in
der Couliffe bi» 31 Cent, für bprozentige Rente . Die Stimmung /
war fest , namentlich für die besseren auswärtigen Werthe . 5proz . >
Rente schloß 111.72 abzüglich de » VierteljahrS - Coupon » , 3proz . /
7532 , neue amortistrbare 77.95 , Italiener 73 .35 , österr. Goldrente
60 ' /, , ungarische 70" /,x , neue Russen 82' /,, . Türken 11 .12 , Banque
ottomane 463 .12, Egypter 886.87 (da» Pariser Comptoir d' ESeompte
kündigt die Einlösung «e» henke fälligen Coupon » von 15 Fr », an) ,
span , äußere Schuld 14' /,z, österr . Staat - bahn 555 , Lombarde« 147,
österr. Bodenkrcdit 553 , Banque de Paris 658 , Foncier 778 , Lyonnais
6L3, Mobilier 466 , spanischer Mobilier 77 l , Snezaktien 731.

7 Pari » , 2. Nov. Rüdöl per Novbr . — , per Dezbr. — .—,
Per Januar -April — Per Mai - August — . Spiritn » per
Novbr . — , per Januar -April 60 .25. Zncker , weißer , dirp .
Nr . 3 Per Novbr . 60.— , Per Januar - April 61.75. Mehl 8 Mar -
ken . per Novbr . 61 .75 , Per Dezbr. 61 .75, per Januar - April 61 .75,
Per März -Juni 62 —. Weizen per Novbr . 27. — , per Dezbr . 27 .— ,
per Januar -April 27.50, per März Jnni 27 .75. Roggen per Novbr .
1 ' . — , per Dezbr . 17 .— , Per Januar - April 17. — , Per März Juni
17.25.

Amsterdam , 2. Nov. Weizen per ^stov. 858 , .per März — .
Roggen per Oktober , per März 161.

Antwerpen , 2. Nov. Petrotenmmarkt . Scklußbertcht. Sttm -
munz : Fest. RaffimrteS Type weiß , drsprndel 22 /. b., 22 ' /. V..
Nov . 22 21 ' ,. Dez. - b., 23 B ., Jan . 23 ' /. b., 23 ' /, B .. Febr .
23 '/. d ., 23 '/, -8.

London . 2. Nov (11 Uhr .) Consol» 94 " /,x , Italiener 72 ' /, ,
1873er Russen 80' /, , Türken — .

London 2. Nov. (2 Uhr.) Lansol» 94' /z , sund. Amerik. — .
Liverpool , 2 . Nov. Baum wollen rasrkt . Umsatz 15000

Bellen . Bus Zeit höher.
New - Aork , 1 . Nov . ( Schlußknrse.) Petroleum in New - Dark

9 '/. , dto . in Philadelphia 9 , Mehl 3,80 , Mai » (old mixed ) 47,
roch » Winkerweizen -1 02 , Kaffee , Rio good fair 15'/. . Havanno
Zuckcr 7 >/tz, Getreidesracht6 , Schmalz Marke Wilcox 6 ' /, , Speck 5 ' /, .

Bamriwoll .Zufiihs 31000 B„ Ausfuhr nach Großbritannien 13000 B .
dto. nach dem Lontinent 9000 B .

Baumwolle . Wochenznsuhr in der Union 165,000 B . Export «ach
Großbritannien 67,OM B., nach dem Kontinent 49,OM Ballen . Borrach
831,000 B.

Sachsen . Meininger 7 st . - Loose von 1871 . Bei der
am 1 . No » , staitgefundenen Verlvosung wurden folgende Serien ge-
zogen : 83 697 833 956 1903 2071 2560 2756 3005 3518 3788
4489 4985 5161 5303 6649 7029 7495 7847 7958 8026 8299 8549
8873 9224 9502 9565 9615 9705 und 9751. Die Prämienziehnng
erfolgt am 1 . Dez.

Braunschweigische 20 - Thlr . - Loose von 1868 . Bei
der am 1 . November ß- ltqefundenen Verlvosung wurden folgende
Serien gezogen : 490 502 572 752 788 1043 1053 1298 I4l3 t617
1636 1654 1883 2320 2580 2723 2973 2981 3158 3379 3198 3593
3929 4127 4433 4448 4579 4685 4804 4962 5008 5353 5418 548 S
5589 5688 5971 6079 6l26 6134 6167 6353 6397 6472 6579 660 9
6811 6951 7108 7133 7146 7937 8045 8223 8313 8407 8437 8438
8836 8859 9307 9361 9504 95 l5 9582 9666 9910 »nd 9927 . Die
Prämienziehnng erfolgt am 31 . Dezember.

Oldenbnrgische 40 Thlr . - Loose vom Jahre 1868. Bei
der am 1 . November stattgesundenen Vcrloosung fielen auf solgende
Nummern höhere Gewinne : 300,000 M . aus Nr . 51647 ; 1500 M .
aus Nr . 99605 ; 600 M aus Nr . 5159 99579 und 101692 ; 300 M .
ans Nr . 5623 14884 82904 26381 und 464934 ; 180 M . ans Nr .
145 16535 40100 50662 76627 89069 99360 102850 111973 und
113444 . Die Zahlung erfolgt am 1. Febr. k. I .

Wien , 2 . Nov . Ziehung der 1860er Loasc. Serie 852 Nr . 8
gewinnt 300 .000 fl -, Serie 19523 Nr 2 50,OM fi., Serie 1692 > Nr . 16
2b,MO fi ., Serie 9634 Nr . 11 und Serie 865 Nr . 2 je 10/ M fl.

Belgische Kredit - Kommunal 1Ü0 Fr . - Loose von
1868 . Ziehung am 31 . Oktbr. Auszahlung am 1 . April 1879 .
Hauptreise : Nr . 149011 rr 15.000 Fr . , Nr . 436N s. 1500 Fr . , Nr .
1506 24479 a 5M Fr ., Nr . 10975 24515 40652 104591 112524
146763 n 225 Fr .

Bnkarester 20 frS . - Loose von 1889. Am 1. Nov. wurden
bei in Gotha stattgesundenen Verloosung folgende Serien g -zogen : 43
226 710 744 1032 1046 1148 116 i 1615 1718 1863 1992 2164
2299 L6S0 2763 3140 3203 3271 3285 3503 3611 3715 3816 4120
4196 4244 4348 47oI 4771 4863 4945 4981 5213 5468 5567 5571
5636 5657 57M 5800 5998 5993 6025 6073 6238 6261 6265 6378
6 474 6542 6744 6750 6842 6906 7001 7146 7366 7425 uns 7490 .
Der Hauptgewinn von fr» . IM,OM fiel auf Nr . 48 der Serie 4244 ;
25,MO sc», aus Nr . 85 der Serie 3 -.71 ; bOt.0 srS. auf Nr . 68 der
Serie 4196 ; 2M0 srS. auf Nr . 82 der Serie 226 ; 70 der Serie
4120 und aus Nr . 88 der Serie 6378 ; 1M0 srr . ans Nr . 44 der
Serie 2768 , aus Nr . 13 der Serie 3715, ans Nr . 73 der Serie 6085 ,
aus Nr . 48 der Serie 6 )73 und aut Nr . 70 der Serie 6842 .

Kvtrlernngckdevvachr «» »«»
der meteorologische« Krimsv K - cläruye.

Novbr .

3 M-gi,. ? Nd,

Nackte S Nb'
4 . Mrg «. r Ndr

Bare-
me»r .

rher« »» i zeuch.
n.
'

o.
tiakeitt»
Pr«.

W'ob. hw.« r

751 .6 -t- 4 .6 78 NL klar
753 .4 - 0 .4 96
753 .1 - 1.6 100 SW . bedeckt

751 .9 4 - 2 .2 71 SW .
751.0 -t- 2 .5 89 „
747 .4 r 2.4 93

heiter.

neblig.

Regen.

Verantwortlicher Redakteur: Heinrich Voll in Karlsruhe .

ZT8 « » FEZ .

Direkte Deutsche PostdampflchWhrt
von

.v
'

LS -od

nach Heroik :
jede » Sonntag .

nach « nach Aev-OrlkE :
jeden zweiten Mittwoche einmal monatlich.

Direkte Billets nach dem Westen der Vereinigten Staaten.
Nähere Auskunft ertheilt die Vlwvvtl « « ck« »
in Breme« , und deren alleinige General- Agenten für Bade«

ID«,»,' «E? iille s in Mannheim,
sowie deren Agenten Friedrich Seßler in Baden , A Schmitt L Sohn in
Karlsruhe , Wilhelm Marr ins . in Mannheim , Mich. Goos in Heidei-

Emil Werner in WWburg._ U.75S. 18 .

l)Lmpt8cMlMt8 - 6 (Mll8ekM
virecte rmä regelnigLsiAe kost-VerdinäiuiA

Rotterdam — orL .
^ bksiirlen am 16 . , 27 . November , 7. u. 18 . ilersmber .

knnonzs -^ rslss : I . ^ lersso II . 838 . Q » Llassv II . 360 ruicl H . 170 .
3 »eloolismäsoL II . SO.

Mhers Tnslcanlt ertksiien äie Wlrevekori in HoltvrNsri », sovis vsgea
kasoaxs äie Oenerai-Tgentenr TItes/d. unä «ß- « «»
Ässäe «»«!) in flUeo» » !»« «« »» B .698 . 6.

v !e

/ tnnskmeslells

svlfk8rlM 8ter von 8kdmi88ilMn
8r » nel »« eignet sich vornngsvesiss der in ganz Sud - , Mit¬

tel - und Westdeutschland sowie der Schweiz alleinige Soial wöchentlich in
erscheinende Ulgvinvlwv Si »I»i» l88l « n «- ^di »nelU «r

mit der SvnntagS -Beilage : veolraldlatt tvr cken cksntarden lloirksväsi ,
V. Jahrg ., amtlicher sowie BereinSvrgan de- Holzhändler - VereirS , welcher snner
Reichhaltigkeit und Zuverlässigkeit halber «»»schließlich in Fabrikanten und Li"
terantenkreisen die größte Verbreitung aufzuweisen hat . — AbonnementSprei»
(mcl . der Sabmisst -n» - Lrgebniffe 4' /, ^ pro Quartal bei jeder Postanstal ». —
Inserate 2b A per Zeile, bei größeren Ordre » wesentlicher Rabatt . B .812.2

E 323 . Gemeinte Bodmann , ÄmtSgerrqlSdezrrk Stockach. x,

Oeffentliche Aufforderung
zur Erneuerung der Einträge von Vorzugs - und Unter»

pfandsrechten.
Diejenigen Personen , zu deren Gunsten Einträge von Vorzug » - oder Unter-

pfand - rechten länger al» dreißig Jahre in den Grund - oder UnterpfandSbüchera der
Gemeinde Bodma««

eingeschrieben find , werden hiermit ans Grund de» Gesetze» vom 5. Juni 1860,
die Bereinigung der UoterpfandSbücher betr . (Rcg .-Bl . S . 213) nnd de» Gesetze» vom
28. Januar 1874, die Mahnungen bei diesen Bereinigungen betr . (Gesetze»- nnd Ber -
ordn.-vl . S . 43) , anfgefordert , die Erneuerung derselben bei dem Unterzeichneten Ge¬
währ - oder Psandgerichle unter Beobachtung der im 8 20 der VollzugSverordnung
vom 31. Januar 1874 (Gesetze»- u . Berordn .-Bl . S . 44 ) vorgeschriebrnen Formen
nachzosuchen , fall» sie noch Ansprüche aus da» Fortbestehen dieser Einträge zu haben
glauben , und zwar bei Vermeidung de» RechtSnachtheile», baß die

intterhalb sechs Monaten
nach dieser Mahnung nicht erneuerten Einträge werden gestrichen werden.

Dabei wird bekannt gemacht , daß eia Berzeichniß der in den BüHern geuann
ter Gemeinde seit mehr al» dreißig Jahren eingeschriebenen Einträge ra dem Ge¬
meindehause offen liegt.

Bodmann , den 30 . Oktober 1878 .
Da » Gewähr - und Pfandgericht . Der Bereinignng »kommissär :

Bürgermeister Weber . Gutmaan , Rathschrbr.

Bürgerliche Rechtspflege. ! wohnendenGewalthaber anszaftellen , widri
Bedingter Zahlungsbefehl . ! gensall» alle weiteren Verfügungen und Er¬

ik 318 Nr . 12M0 . Buchen . > kenntmffe mrt der gleichen Wirkung , w,e
In Sachen Johann Leist von . wenn fi- der Partei eröffnet wären , an
Götzingen gegen Karl Joses j ^ m S >tzang»°rte de» Gericht» angeschlagen
E h m a n n Eheleute von da ,

kür alle kiesigen unä ausvartiZen Leitungen deüockst siek bei

lilttivll llt » 88 v

100 2äIwiQ8srLlrL880 100 .

I Irrels», vis bei ckon Lsitllllxss-kxpoäitiavsn
8 »sidst . — 8el xrSsssrsa Äakträeso dlsrvon noch vlltsprveksnkis
D A «,I, » < tI,eveUI >n « nx B934 3

wegen Forderung von 514
M. 29 Pf . nebst 5 Prozent !
Zinsen vom 1b. April 1875 ^
und 423 M . 57 Pf . nebst ^
5 Prozent Zinsen vom 10. !
Moi 1875 au» Darlehen
vo« Jahr 1873 und 1875
und 389 M . 28 Pf ., herrüh - j
rcnd anS Frnchikaus vom
Jahr 1876,

eigeht auf Antrag de » klag- nden Theile»
Beschluß .

Bedingter Zahlungsbefehl .
Dem beklagten Theile wird aufgegeben,

binnen vierzehn Tagen entweder den :
klagenden Thcil durch Zahlung der im .
Betreff bezeichnet«!! Forderung zu befriedi¬
gen , oder za erklären, daß er dir gerichtliche
Verhandlung der Sache verlange , widri - /
geiisallr die Forderung aus Anrufen de»
klagenden Thcil» sür zugestandcn
würde.

würden .
Buchen den 3 . September 1878.

Grotzh. bad Amtsgericht.
Selb .

Link .
Bedingter Zahlungsbefehl .

S320 . Nr . 12,341 . Buchen .
In Sachen de» Schmied Franz
Baumann in Göyivgen ge¬
gen Karl Joses LH manu von !
da, !

wegenForderung Vov 256 M . -
nebst d Prozent Zinsen vom !
13 . Angnft 1876 au» Dar f
lehen vom Jahr 1876 und!
29 M . 84 Pf . nebst 5 Proz .
Zin » vom Tag der Ber - /
Lffemlichang de» Zahlbrv
fehl» , herrührend m-T
Sckmi -darbeit vom Jahre
1876/77/73 ,

erklärt ! ergeht auf Antrag de» klagenden TH -rl -S^ Beschluß -

erklären , daß er die gerichtliche Berhand
lung der Sache verlange , widrigeosall» die
Forderung aus Anrufen de» klagende«
Theil» für zn, «standen erklärt würde.

Da » Verlangen gerichtlicher Verhandlung
kann entweder bei Zustellung diese» Befehl»
dem GerichtSdoten oder innerhalb der gege¬
benen Frist mümlich oder schriftlich bei
Bericht erklär! werden .

Zugleich wird dem flüchtige » Beklagte«
ausgegeben , einen am Orte de« Gericht»
wohnenden Gewalthaber aufzustellc» , wi-
drigeusall » all« weiteren Verfügungen und
Erkenntnisse mit ber gleichen Wirkung , wie
wenn sie der Partei c,öffnet wären , an dem
Sitzung»»« de» Bericht » angeschlagenwür¬
den.

Bachen , den 4. September 1878.
Großh. bad . Amtsgericht.

Selb .
Link.

Orsiratlichr Aufforderungen.
E.244. Nr . 17,026. Durlach . Die

Ehefrau de» Theodor Meyer , Hafner in
Birrseldeu — Baselland Christraa , geb.
Härle , besitzt ein ihr aus Ableben ihrer
Mutter Barbara Härle , geb. Hattich , in
Grünweltn »bach im Gewann Psetler neben
Johann Friedrich Löffler und Christof Fr .
Ruff gelegenes , 6,12 gm große» Acker-
grundftück , bezüglich dessen ein Grnndbuchs -
eintrag nicht besteht.

Wer an diese Liegenschaft in den öffentli -
chen Büchern nicht eingetragene dingliche
Rechte, lehenrechtliche oder fideikommiffa-
rische Ansprüche hat, ober zu haben glaubt ,
wird ans gestellten Antrag hiermit ousge-
sordert , solche

binnen zwei Monate »
anher geltend za machen , ansonst solche der
Theodor Meyer Ehesra» gegenüber für
erloschen erklärt würden.

Durlach, den 25. Oktober 1878 .
Großh. bad. Amtsgericht.

Diez .
E.277. Nr . 19,446. « U - berliugen .

Nachdem aus unsere Aufforderung vom 10.
August , Nr . 14,112, Rechte der dort bezeich -
ueten Art in der gegebenen Frist nicht gel¬
tend gemacht wurden , werden sie der Aus-
sorderunglklägerin, Josef Hnnd 'S Wittwe
von Immenstaad , gegenüber sür erlösche «
erklärt .

Uebeltingen , den 29. Oktober 1878 .
Großh. Lad AwtSgerichr.

v. W o l d e ck.
E .259. Nr . 11,391. Boxberg .

I . S .
Jakob Keller von Oberschüpf

gegen
uubekaunte Anspruch- berech¬
tigt -,

Aufforderung betr .
Gemäß dieffei igen An- schr- iben- z vom

15 . Augost d. I . , Nr . 9381 , werden die
nicht engeme -deten Lu prüche an den dort
bez -ichner -n Grundstücken dem neuen Er -

Da » Verlangen gerichtlicher Verhandlung / Bedingter Zahlungsbefehl . we -ber oder IImerp,and»g1SMger
kann innerhalb der gegebenen /trist mündlich s Dem beklagten Theile umd ausgegeben , über sür « loschen erklärt.
°der schrrstlich bei Gericht erklärt werben. Ibiullen14T - gen entweder den klagen- Boxberg , den 29. Oktober 1878.

Zugleich wird dem flüchtigen Beklagten I den Theil durch Zahlung der im Betreff be-
ausgegeben , einen am Orte de» Gericht» I zeichneten Forderung zn befnedlgen oder zu

gegen-

Großh. bad . Amtsgericht.
Schweickart .



L .SSS. Nr . 14,238 . Bühl . Der dies.
Zeitigen Aufforderung vom 5 . August d. I .,
Rr . 10,984, ungeachtet hat Niemand au die
dort bezeichaete Liegenschaft dingliche , lehea-
rechtliche rc. Ansprüche gelten» gewacht , fie
gehen daher dem jetzige« Besitzer — dem
Jakob Fehreabachervon vühletthal —
gegenüber oerloren .

Bühl , de» 23 . Oktober 1878.
Großh . bad . Awtrgericht .

Etse « lohr .
Bauten .

E .324 . Nr . 19,293 . Konstanz . Gegen
den Nachlaß der ch Ehrsrau de- Küfer» Jo¬
hann Baptist Bogt , Maria , geb . Spin ,
von hier haben wir Gant erkannt, und e»
wird nunmehr zum Richtigstellung»- und
BorzugSversahre» Tagsahrt aubkraumt aus
Donnerstag den14 . Nooeoiberl . I .,

Vormittag » 9 Uhr .
LS werden alle Diejenigen , welche au»

wa» immer sür einem Grunde Ansprüche an
die Gantmasse machen wollen , aufgefordert,
solche in der angesetzten Tagfahrt , bei Ver¬
meidung de» Ausschlüsse » osn der Gant ,
persönlich oder durch gehörigBevollmächtigte,
schriftlich oder mündlich, anzumelden und
zugleichihre etwaigen Vorzug»- oder Unter-
pfandSrcchte zu bezeichnen , sowie ihre Be -
wriSurkunden »orzulegen oder den Bewei»
durch andere Beweismittel anzutreten .

In derselben Tagsahrt wird ein Masse-
Pfleger und ein GläubigerauSschuß ernannt
und ein Borg - oder Nachlaßvergleich ver¬
sucht werden, und e- werden in Bezug aas
Borgvergleiche und Ernennung des Mafle-
pfieger» und BläubigeranSschuffeSdieNicht-
rrscheinendeu al» der Mehrheit der Lrschre -
»enen beitretend angesehenwerden.

Die im Ausland « wohnenden Gläubiger
haben längsten» bi» zu jener Tagsahrt
einen dahier wohnenden Gewalthaber sür
de« Empfang aller Einhändigungen zu be¬
stellen , welche nach den Gesetzen der Partei
selbst geschehen sollen, widrigenfalls alle wei-
tere» Verfügungen und Erkenntnisse mit der
gleichen Wirkung , wie wenn fie der Partei
selbst eröffnet wären , nur an dem Sitzung »-
orte de» Gericht» angeschlagen , beziehuug»-
wetse denjenigen im AuSlande wohnenden
Gläubigern , deren Ausenthalttort bekannt
ist, durch die Post zugesendetwürden.

Konstanz, den 29. Oktober 1878.
Großh . bad . Amtsgericht.

S ch ö n l e.
E .283. Nr . 15,940. Billiugeu . Gegen

Gottlieb Heinzmann , Zimwerwanu von
Brigach , haben wir Gam erkannt , und e»
wird nunmehr zum Richtigstellung»- und
VorzugSversahren Tagsahrt auberaumt auf

Montag de » 18 . November d. I .,
B o r m. 9 U h r.

E» werben alle Diejenigen , welche au»
irgend einem Gründe Ansprüche an die
Gantwaffe machen wollen , aufgefordert,
solche in der angesetzten Tagfahrt , bei Ber -
meidong de» Aurschluffe» von der Gant ,
persönlich oder durch gehörig Bevollmäch¬
tigte , schriftlich oder mündlich, anzumeldeu
und zngleich ihre etwaigen Vorzug»- oder
Unterpfandsrechte zu bezeichnen , sowieihre
Beweisurkunden vorzulegen oder dm Be¬
weis durch andere Beweismittel anzutreten.

In derselben Tagsahrt wird ein Masse¬
pfleger und ei» Blänbigerau - schuß ernannt
und ein Borg - »der Nachlaßvergleichversucht
werden, und e» werden in Bezug auf Borg -
vergleiche und Ernennung de» Massepfle¬
ger» und GläobtgerauSschuffe» die Nicht-
rrscheineuden al» der Mehrheit der Erschie¬
nenen bettreteu» angesehen werde».

Die im Anilande wohnenden Gläubiger
haben längsten» bi» zu jener Tagfahrt einen
dahier wohnenden Gewalthaber für denLm-
pfaug aller Einhändigungen zu bestellen ,
welche nach dm Gesetzen der Partei selbst
geschehen sollen, widrigenfall» alle weiteren
Verfügungen und Erkeuutniffe mit der glei¬
che» Wirkaug , wie wenn fie der Partei
eröffnet wärm , nur an dem Sitzuvg - orte
de» Gericht» angeschlagenwürden .

Billingen , dm 23 . Oktober 1878.
Großh . bad . Amtsgericht.

K u ö r z e r .
E .341 . B.G .Nr . 19,961. Emme » ,

dingen . Segen Handelsmann Nathau
Hosellrr in Eichstetteo haben wir Gant
erkannt und Tagfahrt zum Richtigstellung»-
und Vorzug- Verfahren angeorduet auf

Montag den 2. Dezember ,
Vorm . 8 Uhr .

ES werdeu daher alle Diejeuigm , welche
Ansprüche an die Gantmaffe machen wollen,
aufgesordert , solch« bet Vermeidung de»
Aurichluffe« von der Masse, persönlich oder
durch gehörig Bevollmächrtgle , schriftlich
oder märäilich, anzuweldrn und zugleich dir
etwaige» Vorzug»- und Unterpfand- rechte
M bezeichnen , mit gleichzeitiger Vorlegung
»rr VeweiSurkunden oder Antretung de»

Be «eise» mit anderem Beweismitteln .
In derselbm Tagfahrt werden der Waffe-

Pfleger und GläubigerauSschuß gewählt und
wird ein Borg - und Nachtaßvertrag ver-
sucht werden. Die Nichterscheinendenwer -
dm al» der Mehrheit der Erschienenen bei -
tretmd angesehen.

Emmendiugea , den 28. Oktober 1878.
Großh . bad . Amtsgericht.

v. Rotte <k.
E .S34. Nr . 17,342 . Darlach . Gegen

dm Nachlaß der Schuhmacher Christoph
MSssiuger Wtb . von Brötzingen habm
wir Gant erkannt, und e» wird nunmehr
zum Richtigstellung»- und Vorzugiversah -
rm Tagsahrt anberaumt ans
Donnerstag der » 31. November d. J .,

Vormittag , 8' /, Uhr .E* werden alle Diejenigen , welche au»« a» ivmner für einem « runde Ansprücheau die Gmttmaffe machen wolle« , -mfgefvr- 'dert , solche in der augrsetzteu Tagsahrt , bei

uni zugleich ihre etwaigen Vorzug» - Nr«
UnirrpfarchSrecht« zu bezeichnen , sowie ibrr
Beweirurkundm vorzulegeu oder dm Be¬
weis durch ander« Beweirmittel a»zutrete».

In derselben Tagsahrt wird ein Masse -
Pfleger und ein GläMgeraurfchuß ernannt
und ein Borg - oder Nachlaßvergleich ver¬
sucht werden , und e» werden in Bezog auf
Borgvergleiche and Ernennung de» Masse-
pstegcr » und GläubigerauSschusseSdie Nicht-
erscheinenden al» der Mehrheit der Erschie¬
nenen beitretend angesehen werde«.

Die im AuSlande wohnenden Gläubiger
habm längsten- bis zu jener Tagtahri
einen dahier wohamden Gewalthaber
sür den Empfang aller Einhändigungen
zu bestellen , welche nach den Gesetzen der
Partei selbst geschehen sollen, widrigenfall »
alle weiteren Verfügungen und Erkenntnisse
mir der gleichen Wirkung , wie wenn fie der
Partei eröffnetwären , nur an dem Sitzung »-
orte de» Gericht» angeschlagen , beziehungs¬
weise denjenigen im Auslände wohnenden
Gläubigem , bereu Aufenthaltsort bekanut
ist, durch die Post zugesendet würden.

Durlach , den 31. Oktober 1878.
Großh . bad . Amtsgericht.

Diez .
E .290 . Nr . 12,809 Triberg . Gegm

Werkmeister Ignaz Eisele von Triberg
haben wir Gant erkannt und znm Richtig.
stellnagS- und VorzugSversahren Tagfahrt
anberaumt ans

Dienstag den 26. November ,
Vormittag » 9 Uhr .

ES werden alle Diejenigen , welche An¬
sprüche au sie Gantmaffe wachen , aufge-
fsrdert , solche in der Tagfahrt , bei Vermeiden
des Ausschlusses, schriftlich oder mündlich
anzumeldeu, etwaige Vorzug»- «der Unter-
psandSrechte zu bezeichnen , BeweiSurkna -
den vorzulegen oder den Beweis durch an¬
dere Beweismittel anzutreten.

Ja derselben Tagfahrt wird ein Masse-
Pfleger sud GläubigerauSschuß ernannt , ein
Borg - oder Nachlaßvergleich versucht und
in Bezog auf Borgvergleiche und Ernen¬
nung deS MaffepflegerS und GläubigerauS -
schuffeS die Nichterscheinendmals der Mehr¬
heit der Erschienenen beitretend angesehen
« erden

Die im AuSlande wohumden Gläubiger
haben eine» im Inland wohnhaften Zustel¬
lungsgewalthaber zu bestellen , widrigen¬
falls weitere Verfügungen und Erkenntnisse
mit der Wirkung der Eröffnung an der
BerichtStafel angeschlagen, beziehungsweise
den Gläubigern , deren Aufenthalt bekannt
ist , durch die Post zugesmdet werden.

Triberg , den 28. Oktober 1878.
Großh . bad . Amtsgericht.

Singer .
Wolpert .

L .276. Nr . 19,726 . Urb erlin ge «.
Die Gant

gegen
Landwirth Koarad Jehle von
Krauchen betr.

Präklusiv . Bescheid .
Alle diejenigen Glänbiger , welche ihre

Forderung »» vor «der in der heutigen
Tagfahrt nicht angeweldet haben, werdm
hiermit von der vorhandenen Masse aaSge-
schloffen .

Uebcrlingm , den 29. Oktober 1878.
Großh . bad . Amtsgericht,

v. Wolbeck .
E.811 . Nr . 15.354 . Radolfzell .

Anischlußerkenntaiß .
Die Gant gegm die Ber -

laffenschaft der Joses » Gras
von Markelfingen betr.

Werden alle diejenigen Gläubiger , welche
bi» hente die Anmeldung ihrer Farderongeu
vnterlaffm haben, von der vorhandenen
Waffe auSgeschloffeu .

Radolfzell, den 24 . Oktober 1878 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Ernst .
E .282. Nr . 16,105. Billiugeu .

Präklusiv - Bescheid .
Die Bant

der Daniel Hirth Ehelente
von hier betreffend.

Alle diejenige « Gläubiger , welche ihre
Forderungen vor oder in der hentigm Lag -
sahrt nicht angeweldet habm , werden hier¬
mit von der vorhaudmen Masse ausge¬
schlossen.

Villivgen , de« 26 . Oktober 1878 .
Großh . bad . Amtsgericht.

K n ö r z e r .
E .289 . Nr . 65,791 . Mannheim .

Die Gant deS Heinrich Fleck
von Ladeubnrg betreffend.

Beschluß .
In obiger Gantsache werden alle diejeni¬

gen Gläubiger , welche vor oder in der Tag - '

fahrt vom 28. August d. I . ihre Forde -
rangen nicht angeweldet habe » , mit allen
ihren Ansprüchen von der Gantmaffe au»-
geschloffeo.

Mannheim , den 10. Oktober 1878.
Großh . bad . Amtsgericht.

H o f m a n n.»er»li,e»«absow>er«»ge».
E .278 . Rr . 7777. Osfenburg . Ehrt -

ftlan Schneider Ehefrau , Thriftiane , ged.
Kügeler , von Butoch hat gegen ihren Ehe¬
mann Klage ans BerwögenSabsondernng
erhaben , zu deren Verhandlung Tagsahrt
aus

Samstag den 7 . Dezember d . I . ,Vorm . 8' /, Uhr ,
angeorduet ist.

Die» wird zur Kenatuiß der Gläubiger
gebracht .

Ofseubnrg , den 27. Oktober 1878 .
Großh . bad . Kreis- und Hosgericht.

Livilkammer. >
Reinhard .

Vary .
E .275 . Nr . 6075 . Livil - Kammer I .

Freiburg . Die Ehefrau de» Mecha¬
niker » Moritz Tritschler , Magdalma , geb

Amann , von Freibvrg wurde durch Urtheil
vom Heutigen sür berechtigt erklärt , ihr
Vermögen von dem ihre- Ehemannes ab -
zusondern ; wa» hiermit zur Kenatuiß der
Gläubiger gebracht wird.

Frriburg , dm 21. Oktober 1878 .
Großh . bad . Kreis - und Hosgericht.

H a a ß.
Kretzdorn .

E .314 . Nr 9131 . Karlsruhe . Durch
Urtheil vom Heutige« wurde die Ehefrau
deS Heinrich Becker , Rrgine , geb . Martin ,
von Reichenbach sür berechtigt erklärt , ihr
Vermögen von dewjeuige» ihre- Eheman¬
ne» abzosoodero.

Die » wird zur Kenatuiß der Gläubiger
gebracht.

Karlsruhe , den 19. Oktober 1878 .
Großh . bad . Kreis - und Hofgericht.

Livilkammer 1.
W i e l a u d t.

Lautier .
E .LK6. Nr . 65,791 ! Mannheim .

Die Gant d »S Bierbrauer »
Heinrich Fleck von Ladeuburg
betr.

Beschluß .
Aus Antrag der Ehefrau deS Gantschuld¬

ner» Heinrich Fleck , Bierbrauer von La-
deuborg , Margaretha , geb. Weißbrod , wird
mit Hinsicht aus § 1060 Pc .O .

erkannt :
, E» sei dieselbe für berechtigt zu

erklären, ihr Vermögen von demjeni¬
gen ihres Ehemannes abzusouderu.

Mannheim » den 10. Oktober 1678.
Großh . bad . Amtsgericht.

H o s w a n n.
Berscholleuheitsverfahrr».

L26S . Nr . 15,981. Bill in gen .
Die Verschollenheit de» An¬

dreas Stern von Obereschach
betr .

Andrea » Stern von Obereschach ist seit
Mai 1873 «ach Nordamerika auSgewandert
und hat seither keine Nachricht von sich ge¬
geben .

Derselbe wird aufgesordert,
innerhalb Jahresfrist

seinen Aufenthaltsort anzuzeigen, indem er
sonst sür verschollen erklärt und sein Ber -
mögen gegen Sicherheitsleistung den näch¬
sten erbberechtigtenVerwandten in fürsorg¬
lichen Besitz gegeben würde.

Billiligeo , den 25. Oktober 1878.
Großh . bad . Amtsgericht.

K n L r z e r .
Entmündigungen.

E267 . Nr . 49,495 Heidelberg . Der
ledige Wagner Karl Philipp Anhegger
von hier wurde durch diesseitige » Erkennt -
niß vom 14. v. Mi ». , Nr . 42,413 , wegen
Geistesschwäche entmündigt und Wagner
Robert Anhegger von hier al» dessen Bor -
wund bestellt .

Heidelberg, den 28 . Oktober 1878.
Großh . bad . Amtsgericht.

Büchner .
« .205. Rr . 26 .028. Lörrach . Zum

Pfleger der wegen Geistesschwäche verbei-
stundeten Rebekka Sonntag in Lörrach
wurde Kaufmann Karl Herbster daselbst
heute ernannt .

Lörrach, dm 24. Oktober 1878.
Großh . bad . Amtsgericht.

Brauer .
Erdeissrtjunge».

E .198 . Nr . 20,113 . Eugen . Di «
Wittwe de» Raihschreiber» Heinrich Hä -
ringer , Therese, geb . Hamburger , von
Hilzivgen Hot um Einweisung in Besitz und
Gewähr ber Berlaffenschaft ihre» Ehemän¬
ner gebeten.

Diesem Gesuch wird stattgegebea « erden,
wenn nicht innerhalb

4 Wochen
begründete Einsprachen dsgegm dahier er¬
haben werden.

Enzen , de« 19. Okiaber 1878.
Großh . bad . Amtsgericht.

Kiefer .
Eggler .

Handelsregifier-EiottSgr.
E . 175. Nr . ,33,000 . Bruchsal . Zu

Orb Z . 11 de» G -sellschastSregisterS Firma
. Michael Rosenthal u . Soh « in Bruch¬
sal* wurde eingetragen , daß die dem Josef
Berg und Karl Rosenthal ertheilte
Tolleetivprocnro zurückgenommen ist.

Bruchsal , den 22. Oktober 1878.
Großh . bad. Amtsgericht .

Schätz .
Strafrechtspflege

Lndnngen sud Fahndnnge».
E .313 . Nr . 4772 . Karlsruhe . In

Anklagesachen gegen Christian Klein von
HelmSheim wegen Jagdvergehen » wird mit
Vezug aus den in der Beil , za Rr . 238 der
KarlSr . Zeitung auSgeschriebenen Berwri -
suugSbeschlußder Rath »- und Anklagekam-
mer diesseitigen Gerichtshof» vom 3. d . M.
Tagfahrt znr Hauptvcrhandkuog auf

Freitag den 29 . November d. I .,Borm . 9 Uhr .
auberaumt , und die» dem flüchtigen Auge-
Nagten mit dem Anhänge bekannt gemacht ,
daß er 14 Tage vorher sich bei dem Unter-
fvchungSrichter, Großh . Amtsgericht Bruch¬
sal. zu stellen habe .

Karlsruhe , den 31 . Oftober 1878 .
Großh . bad. Kreis - und Hofgericht.

Strafkammer .
G e r b e l .

W . Kühler .
UrtheilSveMn-nnge».

E .31L . Rr . 4639 . KarlSra he. In
Anklagesachen gegen Heinrich Bleier von
Graben , wegen Körperverletzung , wird aus

.gepflogeneHaopiverhandlung zu Recht er-
kannt :

Heinrich B ! eier von Graben wird
von der Anklage und den Kosten frei-
gesprochen.

« . R . W.

Die» wird dem Angeklagten hiermit er¬
öffnet.

Karlsruhe , den 23. Oktober 1878.
Großh . Kreis - und Hofgericht.

Strafkammer .
Ried .

vr . Stein .
E .308 . Nr . 4510 . Frei bürg .

I . « . S .
gegen

Hermann Waßmer von Leipfer¬
dingen, Karl Di sch , Karl Psi -
per und Josef Scherzivger
von Frriburg ,

wegen Erpressung,wurde durch Urtheil vom Heutigen zu Recht
erkannt :

Hermann Waßmer von Leipser -
dingen sei der mehrfachen gemein-
schafrlich verübten Erpressung, über-
dies einer gemeinschaftlich versuchten
Erpressung schuldig , und drßhalb in
eine Gesäagnißftrafe von vier Mona¬
ten und vierzehn Tagen , sowie in
*/, , der Kosten de » Strafverfahren »
unter sammtverbindlicher Haftbarkeit
sür und in die Kosten seine »
Strafvollzug » zu verurthrilea .

« . R W.
Die» wird dem flüchtigen Hermann

Waßmer hiermit bekannt gemacht .
Freiborg , den 24. Oktober 1878 .

Großh . bad . Kreis - und Hosgericht .
Strafkammer ,
v. R o t t e ck.

Kretzdoru .
E .256. S «ct. M . J .Nr . 150 . Frei -

bürg . Durch kriegSrechtliche » Urtheil vom
15. Oktober dS. IS ., bestätigt unterm 21.
Oktober er . , find die Nachbenanuteo, näm¬
lich :

1 . Musketier Friedrich Johann Nee »
von Scheuern , BwtS Rastatt ;

2. Musketier Josef Ernst Otto W eber
von Freibvrg n B . ;

3. Musketier Josef Hermann Strecker
von Müllheim i. B - ;

4 . Füsilier Emil Pezold von Heidel-
berg ;

5 . Füsilier Josef Kurh von Zähringeu ,Amts Freiburg ;
6. Oekonomiehandwrrker Friedrich Wil¬

helm Müller von Egriuge » , Amt» ,
Lürrach ;

»41 — 6 vom 5 , badischen Jufan - ?
terie- Rcgiwent Nr . 113 ;7. Musketier August Worzeil von
Neunkirchea, Amt» Eberbach ;8 . Musketier Karl Friedrich Zimber
von Neukirch , AmtS Tribevg ;9. Musketier Georg Schmelzer von
St . Ingbert zBayr . Pfalz ) ;10. Musketier Rudolf Fritsch « von ,
Hausen, Amt» Konstanz;

11 . Musketier Josef Gras von Worblia -
gen, Amt» Konfiauz ;

12. Musketier Josef Bogt von Daxlan¬
den . Amt« Karlsruhe ;

13. Füsilier Johann Rösch von Epsen-
hosen , AmtS voundorf ;14. Reservist Jakob Vruber von Lelpfer -
dingen, Amts Engen ;

»ck 7 14 vom 6. badischen Infan¬
terie- Regiment Nr . 114 :

15. Dragoner Julius Friedrich von
Epseuhafen, Amt» Bonudors , vom
2. badische» Dragonerregiweut M .
M . Nr . 21

in contumaciam sür Deserteure erklärt
und der Füsilier Karst in eine Geldbuße
von dreihundert Mark , alle Uebrigea aber
in eine solche von hundert fünfzig Mark
»erurlheilt worden.

Freiborg , den 29 . Oftober 1878.
Königliche » Gericht der 29. Division.

Verm . Bekanntmachungen .
D .5I . 2. U.Nr . 1255. Mühl barg .

Versteigerrrngs An-
kündigung .

Auf Befehl de» Gericht»wird am
Dienstag de « 26. November d. J .,

Nachmittag » 2 Uhr ,in dem Rathhause zu Mühlburg da» unten -
beschriebene , iw Sommerftrich bei Karl»,
ruhe gelegene Anwesen de» Bierbrauer »
Leopold Eypper von KmUruhe
öffentlich za Eigcnthum versteigert und
«ndgiltig zugeschlagen , wenn der Schä -
tzungSpreir oder wehr geboten wird.

1. L . - B . Nr . 525 .
38 Ar 60 Meter Hosraithe

mit Wohnhaus und HauSgar -
teu , sawmt einem dreistöckigen
Birrbranerri - Gebände , Mit¬
telbau init Wohnungen und
gewölbtem Keller , zweistöcki¬
gem Seikenbon recht» n. links ;einem einstöckigen Moschinen-
und Kesselhaus, Faß - Rewise
und Eiskeller im Sowwer -
strich gelegen , beiderseil » Jakob
Meister ; n

SchätzungSprei» . . 160,000 M .2 . L . - B . Rr . 485 ».2 Ar 32 Meter Ackerland ,— als Lagerplatz , neben Fa¬
brikant Theodor Schmidtborn
und der Schützen- Gesellschaft
Karlsruhe .

StötzungSpreiS . . 500 M .
DaS Anwesen ist erst vor wenige»

Jahren ne» gebaut »nd die Bierbrauerei
»ach neuestem Ehst<m anfgefjjhrtworden
und befindet sich Alle» tu destt « Zn-
staude .

Die BersteigerungS- Bedingungen liegen
zur Einsicht dahier bereit.

Mühlburg , den 3. Oftober 1878 .
Großh . Rotary
M a t h o ».

D >58 . 1 . Karlsruhe .

Versteigerungs-Ankün¬
digung.

In Folge richterlicherBer-' lügung wird da» zur
Masse de» SchloflermeistetS und Jnstolla -teurS Julius Joseph Kieferl ,dahier gehörige,

an der Werderstraße , bezw. am Wer.
derplvtz unter Nr . 43 , einerseits nebenRevisor Franz Joseph Schaepf ,
derseit » neben Part kmier Andrea»Mitzel Wittwe gelegene vierSöcki «
Wohnhaus mir zweistöckigem Seiten ,bau link» und einer einstöckige»
Schlofferwerkstätie, samwt der sonfii .
gen liegenschastlichen Zagehörde, ein-
schließlich de » Grund und Boden»im Gesammtflächeainhalt von 261
Meter ,

toxirt zu . . . 43,000 M.am
Mittwoch dem 20. November l. I .

Nachmittags 2 ' /, Uhr ,
'

im KowmiifionSziwmer de » Rathhauser
dahier einer öffentlichenVersteigerung aus .
gesetzt , wobei der evdgiltige Zuschlag er¬
folgt, wenn der Schätzung-Preis oder mehr
geboten wird.

Der vom Zuschlagstage an mit fünf Pr, ,
zent verzinsliche SteigernvgSerlö » ist z,baar und der Rest in drei gleichen Jahre »,
terminen , Martini 1879 , 1880 und 1881
zahlbar .

Die näheren BersteigerungSbediugnngea
können inzwischen im Geschäftszimmer d«d
Unterzeichneten, Langestraße Nr . 70 , eine
Treppe hoch (zunächst dem Marktplätze) eia-
gesehen werden.

Karlsruhe , den 33 . Oktober 1878.
Großh - Notar

Ott .

D .L2. WaldShnt .

Steigerungs-
Ankündigung.

In Folge richterlicherVerfügung werde«
der Bierbrauer Fridolin Jehle Wittwe
von Hochsal nachverzeichnrte Liegenschaf¬
ten am
Donnerstag dem 21. November d. J .,B » rmitt » gS 9 Uhr ,
iw KronenwirthShause in Hochsal öffentlich
versteigert, wobei der Zuschlag erfolgt, wenn
der Anschlag oder darüber gebotm wird .

1. Auf der Gemarkung Hochsal .
1 . Ein zweistöckiges Wohn -

hau» mit angebanter Bier -
brauerei , Kühlschiff und
Schweinställen , nebst der
bei der Bierbrauerei be¬
findlichen Kelleret, Hof-
raithe » . lausenden Brun¬
nen an der Straße nach
Binzgen . Eine Scheuer
und ea. 96 Ruthen Gar¬
ten beim Hause. Eia
Bierkeller im Baumgar .
ten des Mathias Kaiser
an ber Straße nach Hau¬
eastein nebst dem daraus
stehenden HSuSchen . .

2. Eine Sägmühle an der
Straße nach Rotzel nebst
ea. 48 Rmhen Hosraithe
allda und ea. 1 Bterliag
46 Ruthen Wiesen alld»
beim Mühleweier . .

8 . 7 Morgen 2 Bierling
47 ' /, Ruthen Wiesen an
8 Orten .

4 . 6 Morgen 1 Bierling
59 '/, Ruthen Acker an 8
Orlen .

5. 8 Morgen 52 Rathen
Wald au 8 Orten . .
II . Ans der Gemar¬

kung Rotzel .
2 Morgen 2 Bierling Wald

auj2 Orten . ..
Zusammen 28070 M.

Achtuudzwanzigtausend fiebenzig Mark .
Hievon erhalten die unbekannten Gläu¬

biger der Josef Huber '» Gantmaffe von
Hochsal und der Josef Ebner '« Gantmaffe
von da , Johann Müller '- Erben von
Hochsal nab Lorenz Rüde in Lwerik«
Nachricht mit der Aufforderung , einen im
AmtSgerichiSbezirke WaldShnt wohnenden

, Gewalthaber anszustrllen, widrigenfalls alle
weiteren Verfügungen mit der gleiche« Wir¬
kung, wie wenn sie der Partei selbst eröff¬
net wären , an der BerlündignngStasel de»
hiesigen Amtsgerichts angeschlagen werden.
Ebenso werden dieselben «afgefordert , ihre

-Forderungen längsten» am Steigerung »«
ftage anher anzumeldeu , ansonst fie bei Ver¬
weisung de» Erlöse» nicht berücksichtigt »ad
die versteigerte» Liegenschaften nach § 951
der P .O . van der Psandlast befreit würden.

! WaldShnt . den 10. Oktober 1878.
I Der BollstreckungSbeawtr :
> Glatte ».

12500 M .

3500 M.

6700 M.

3655 M.

1525 M.

190 M.

b .93 . 1 . Sinzheim , Amt» Baden.

Eichen-Gerbrinde.
sie Gemeinde Sinzheim läßt am kom»
»den

Freitag dem 8 . d. Mt »^
Nachmittags 3 Uhr,f

dem Nachhause daselbst da» Ergebmß
Rinden eine» zur Abholzung kowmea-

l Schlages öffentlich zum Verkaufe aus-
teu , wozu die Liebhaber eiageladeu find.
Sinzheim, den 3. November 1878.

Der Geweinderath .
Walter .

Druck und » erlüg der « . « rauu ' sche , Hsfbuchtzruckervi .
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